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(Nr. 13161.) Geſetz, betreffend die Erweiterung des Stadtkreiſes Wiesbaden. Vom 28. Oktober 1926. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Die Stadt Biebrich a. Rh. ſowie die Landgemeinden Schierſtein und Sonnenberg werden mit 
dem 1. Oktober 1926 vom Landkreiſe Wiesbaden abgetrennt und unter den dieſem Geſetz als Anlage 
beigefügten Bedingungen mit der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Wiesbaden vereinigt. 


® 


92. N 
Die Stadtverordnetenverſammlung von Wiesbaden und der Kreistag des Landkreiſes Wiesbaden 
ſind ſpäteſtens binnen 3 Monaten nach dem Inkrafttreten des Geſetzes neu zu wählen. 


9 3. | 
Für jeden der Bezirke der nad) $ 1 mit dem Stadtkreis und der Stadtgemeinde Wiesbaden. ver- 
einigten Gemeinden bleibt die Ortsgerichtsbarkeit (Verordnung vom 20. Dezember 1899 — Geſetz⸗ 
ſamml. S. 640 —) beſtehen. 8 . 
Der Juſtizminiſter iſt ermächtigt, die Ortsgerichte aufzuheben, ſoweit ein Bedürfnis nach ihrer 
Aufrechterhaltung nicht mehr beſteht. Die Aufhebung iſt durch die Geſetzſammlung bekanntzumachen. 


§ 4. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 28. Oktober 1926. 


(Siege) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Grzeſinſki. 


Anlage. 


Bedingungen der Vereinigung, die als Teil des Geſetzes 
Zu veröffentlichen ſind. 
9 15 
Mit der Vereinigung erhalten die bisherige Stadt Biebrich und die bisherigen Landgemeinden Schierſtein 


und Sonnenberg als Ortsteile der Stadt Wiesbaden die Namen „Wiesbaden-Biebrich“, „Wiesbaden⸗Schier⸗ 
ſtein“ und „Wiesbaden⸗Sonnenberg“. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 13. November 1926.) 
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8 2. 

Das geſamte Ortsrecht der Stadt Wiesbaden tritt in den Landgemeinden Schierſtein und Sonnenberg 
mit der Vereinigung, in der Stadt Biebrich erſt durch Gemeindebeſchluß der Stadt Wiesbaden in Kraft. Die 
Ausdehnung der Polizeiverordnungen auf das Eingemeindungsgebiet hat unter Beachtung der für Polizei⸗ 
verordnungen allgemein vorgeſchriebenen Form zu erfolgen. 


§ 3. 5 

Die Beamten, Angeſtellten und Arbeiter der Stadt Biebrich und der Landgemeinden Schierſtein und 
Sonnenberg treten in den Dienſt der Stadt Wiesbaden über und ſind in die für die Stadt Wiesbaden geltende 
Beſoldungsordnung beziehungsweiſe in den Lohntarif einzureihen. Hierdurch darf eine Minderung der wohl- 
erworbenen Rechte nicht erfolgen. 

8 4. 

Beamte des Landkreiſes Wiesbaden, welche durch das Ausſcheiden von Biebrich, Sonnenberg und Schier⸗ 
ſtein aus dem Kreiſe entbehrlich werden, ſind auf Verlangen der Stadt Wiesbaden verpflichtet, in ihren Dienſt 
überzutreten, falls die Aufgaben, das Dienſteinkommen und die Verſorgung denen ihres bisherigen Amtes 
gleichwertig ſind. 

Ob die Vorausſetzung der Gleichwertigkeit erfüllt iſt, entſcheidet im Streitfalle die Beſchlußbehörde. 


Die zur Zeit der Vereinigung in Sonnenberg und Schierſtein wohnenden Einwohner werden auf 
die Dauer von 10 Jahren zu den Gemeindeabgaben der Stadt Wiesbaden, einſchließlich des Waſſergeldes, 
nur mit ¼ des jeweiligen Steuerbetrags herangezogen. 


(Nr. 13162.) Geſetz über die Trennung und Auseinanderſetzung der Provinzen Ober⸗ und Niederſchleſien. 
Vom 28. Oktober 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


91. 
Der Übergang der Rechte und Pflichten der früheren Provinz Schleſien auf die Provinzen Ober- 
und Niederſchleſien erfolgt nach Maßgabe dieſes Geſetzes. 


8 2. 
() Die Provinzen Ober- und Niederſchleſien find unbeſchadet der Rechte Dritter Rechtsnachfolger 
der früheren Provinz Schleſien. 
(2) Grundſtücke, Erbbaurechte und ſolche Berechtigungen, für welche die ſich auf Grundſtücke 
beziehenden Vorſchriften gelten, einſchließlich des Zubehörs, gehen in das Eigentum der Provinz über, 
in deren Gebiet ſie liegen. 


(3) Sonſtige Rechte der früheren Provinz Schleſien gehen im Wege der Auseinanderſetzung ($ 12) 
auf die Provinzen Ober- und Niederſchleſien über. 


(4) Für Verbindlichkeiten der früheren Provinz Schleſien haften Dritten gegenüber die Provinzen 
Ober⸗ und Niederſchleſien als Geſamtſchuldner. 


83 
3 . 
(1) Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes endet die treuhänderiſche Verwaltung der bisherigen 


Organe der früheren Provinz Schlefien (§ 5 Rr. 2 des Geſetzes vom 14. Oktober 1919 — Geſetzſamml. 
S. 16 


(2) Von dieſem Tage ab übernehmen die Provinzen Ober⸗ und Niederſchleſien die Verwaltung 
aller ihr Gebiet betreffenden Selbſtverwaltungs⸗ und Auftragsangelegenheiten, ſoweit ſie ihnen nicht 


pi gemäß § 5 Ziffer 2 des Geſetzes vom 14. Oktober 1919 (Geſetzzamml. S. 169) übertragen 
worden iſt. 


EN 


— 28 — 


() Von der Beendigung der treuhänderifchen: Verwaltung an bis zur Vollendung der Aus⸗ 
einanderſetzung werden die Rechte und Pflichten der früheren Provinz Schleſien durch einen von dem 
Miniſter des Innern zu beſtellenden Abwicklungskommiſſar vertreten. 

() Der Abwicklungskommiſſar ift berechtigt, in einzelnen Fällen feine Befugniſſe einer oder 
mehreren Perſonen zu übertragen. 

(5) Die hierdurch entſtehenden Koſten werden durch das Schiedsgericht ($ 16) auf beide Pro⸗ 
vinzen verteilt. 

§ 4. 

(1) Die Beamten der früheren Provinz Schleſien werden Beamte einer der beiden Provinzen 
Oberſchleſien oder Niederſchleſen. Soweit die Beamten bei örtlichen Einrichtungen oder Anſtalten 
beſchäftigt find, treten fie in den Dienſt der Provinz über, in deren Gebiet die Einrichtung oder Anſtalt 
liegt. Das gleiche gilt für die bei jeder der beiden Hauptverwaltungen der Provinzen Ober⸗ und 
Niederſchleſien in den bereits getrennten Verwaltungszweigen beſchäftigten Beamten der früheren Provinz 
Schleſien. 

(2) Die übrigen Beamten der früheren Provinz Schleſien verteilt nach Beendigung der treu⸗ 
händeriſchen Verwaltung der Abwicklungskommiſſar. 5 

(3) Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den Provinzen, die ſich aus dieſer Regelung ergeben, 
ſind in dem im § 15 vorgeſehenen Verfahren zu entſcheiden. 


9 5. 
Die Provinzen Ober- und Niederſchleſien bilden je einen eigenen Landesfürſorgeverband nach 
Maßgabe der Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 13. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 100) 
und der hierzu ergangenen Preußiſchen Ausführungsverordnung vom 17. April 1924 (Geſetzſamml. S. 210). 


$ 6. 

() Die Provinzialhilfskaſſe und die Landeskulturrentenbank der früheren Provinz Schleſien 
werden mit Inkrafttreten des Geſetzes Anſtalten der Provinz Niederſchleſien. 

(2) Soweit nach ihren Satzungen die Verwaltung durch Organe der früheren Provinz Schleſien 
erfolgt, treten an deren Stelle die Organe der Provinz Niederſchleſien. 

(3) Die Mithaftung der Provinz Oberſchleſien für die bis zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes von 
der Provinzialhilfskaſſe ausgegebenen Obligationen bleibt beſtehen, bis alle Anſprüche hieraus gegen 
die Provinzialhilfskaſſe erloſchen ſind. Das gleiche gilt für die Landeskulturrentenbank, insbeſondere 
für die ſich aus $ 47 Abſ. 4 des Landeskulturrentenbankgeſetzes vom 13. Mai 1879 (Geſetzſamml. S. 367) 
ergebende Verpflichtung. f 

(4) Über die hierdurch notwendig werdende Auseinanderſetzung wird in dem im 8 15 vorgeſehenen 
Verfahren entſchieden. a 5 

8 7. 

() Die Ruhegehaltskaſſe der früheren Provinz Schleſien und die von dieſer zur Verſorgung der 
Witwen und Waiſen getroffene Einrichtung werden Anſtalten der Provinz Niederſchleſien. 

2) Das Schiedsgericht iſt ermächtigt, bei der durch das Ausſcheiden der oberſchleſiſchen Mit⸗ 
glieder notwendig werdenden Auseinanderſetzung ($ 15) auch die Satzungen der beiden Kaſſen, ſoweit 
erforderlich, abzuändern. 

88. 

(1) Für jede der beiden Provinzen Ober- und Niederſchleſien werden eigene öffentlich⸗rechtliche 
Lebens⸗, Haſtpflicht⸗ und Feuerverſicherungsanſtalten errichtet. 

(2) Die „Schleſiſche Provinzial⸗Lebensverſicherungsanſtalt“, die „Schleſiſche Provinzial⸗Haft⸗ 
Pflichtverſicherungsanſtalt!“ und die „Schleſiſche Feuerſozietät“ bleiben für die Provinzen Ober⸗ und 
Niederſchleſien gemeinſam beſtehen. Sie wickeln für das ober⸗ und niederſchleſiſche Geſchäftsgebiet die 


bis zum 31. Oktober 1926 geſchloſſenen Verſicherungsverträge für Rechnung der neu zu errichtenden 
Anſtalten ab. Nach dieſem Zeitpunkt ſind Verſicherungsverträge mit dem Vorbehalt abzuſch ließen, daß 
ſie mit der Errichtung der neuen Anſtalten auf ſie übergehen. 

(3) Die neuen ober- und niederſchleſiſchen Anſtalten führen je für ihr Geſchäftsgebiet die Ge⸗ 
ſchäfte der alten ſchleſiſchen Anſtalten. 

(4) Das Schiedsgericht (§ 10 beſchließt die Satzungen der zu errichtenden ober- und nieder⸗ 
ſchleſiſchen Anſtalten und die erforderlichen Satzungsänderungen der alten ſchleſiſchen Anſtalten. Ober⸗ 
und Niederſchleſien müſſen in der Verwaltung der gemeinſamen Anſtalten gleichmäßig vertreten ſein. 


(5) Über die notwendig werdende Auseinanderſetzung entſcheidet, ſoweit ſie nicht durch die Satzungen 
geregelt wird, das Schiedsgericht in dem im § 15 vorgeſehenen Verfahren. 


8 9. 

(1) Das Geſetz, betreffend Maßnahmen zur Verhütung von Hochwaſſergefahren in der Provinz 
Schleſien, vom 3. Juli 1900 (Geſetzſamml. S. 171) wird dahin geändert, daß hinſichtlich der Glatzer 
Neiße, ſoweit ſie in Oberſchleſien liegt, und der Hotzenplotz die Provinz Oberſchleſien, und hinſichtlich 
der übrigen Hochwaſſerflüſſe und der Glatzer Neiße, ſoweit ſie in Niederſchleſien liegt, die Provinz 
Niederſchleſien an die Stelle der früheren Provinz Schleſien tritt. 

(2) Im übrigen iſt in dem Geſetz unter „Oberpräſident“, „Provinzialrat“, „Provinzialausſchuß“, 
„Landeshauptmann“, „Provinziallandtag“ und „Provinzialverband“ der jeweils örtlich zuſtändige 
zu berſtehen. 

(3) Im SL des Geſetzes werden die Worte „zur Provinz Schleſien“ durch „zu den Provinzen 
Ober- und Niederſchleſien“ erſetzt. 


§ 10. 
Die Verordnung, b etreffend Ausdehnung des ſchleſiſchen Hochwaſſerſchutzgeſetzes auf die Spree 
in der Provinz Schleſien, vom 16. September 1904 (Geſetzzamml. S. 251) wird dahin geändert, daß 
im § 1 Zeile 4 ſtatt „Schleſien“ zu ſetzen iſt „Niederſchleſien“. 


§ 1. 
() § 1 und 2 des Geſetzes, betreffend Maßnahmen zur Regulierung der Hochwaſſer, Deich— 
und Vorflutverhältniſſe an der oberen und mittleren Oder, vom 12. Auguſt 1905 (Geſetzſamml. S. 335) 
werden durch folgende Beſtimmungen erſetzt: 


(1) Zur Regelung der Hochwaſſer-, Deich- und Vorflutverhältniſſe hat der Oberpräſident 
der Provinz Niederſchleſien nach Benehmen mit den Oberpräſidenten der Provinzen Ober⸗ 
ſchleſien und Brandenburg für den Oderſtrom von der Reichsgrenze bis zum Eintritt in die 
Provinz Pommern für die Ufer und das natürliche Überſchwemmungsgebiet einen Plan auf⸗ 
zuſtellen. 

(2) Die Abgrenzung des Überſchwemmungsgebiets erfolgt im Zweifelsfalle durch den 
zuſtändigen Miniſter nach Anhörung des Oderſtromausſchuſſes ($ 2). 

(3) Der Plan iſt nach Anhörung des Oderſtromausſchuſſes und der Provinzialausſchüſſe 
der Provinzen Oberſchleſien, Niederſchleſien und Brandenburg durch den zuſtändigen Minifter 
feſtzuſetzen. Vor Feſtſetzung des Planes iſt derſelbe öffentlich auszulegen oder in anderer Weiſe 
den Intereſſenten bekanntzugeben. Anträge auf Abänderungen ſind innerhalb 4 Wochen nach 
der erfolgten Bekanntmachung bei dem Oberpräſidenten der Provinz Niederſchleſien zu ſtellen. 


2. 
(1) Zur gutachtlichen Mitwirkung bei der Regelung der Hochwaſſer⸗, Deich⸗ und Vorflut⸗ 
verhältniſſe der Oder ($ 1) wird am Amtsſitz des Oberpräſidenten von Niederſchleſien ein Oder⸗ 
ſtromausſchuß gebildet. Er beſteht aus dem Oberpräſidenten von Niederſchleſien oder ſeinem 
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Stellvertreter als Vorſitzenden, den Oberpräſidenten von Oberſchleſien und Brandenburg oder 
von ihnen zu beſtimmenden Vertretern, den Landeshauptleuten von Oberſchleſien und Nieder- 
ſchleſien und dem Landesdirektor von Brandenburg oder den von ihnen mit ihrer Vertretung 
beauftragten Beamten, dem Oderſtrombaudirektor, je einem von den Oberpräſidenten von 
Brandenburg, Oberſchleſien und Niederſchleſien zu beſtimmenden Meliorationsbaubeamten 
ſowie aus acht weiteren Mitgliedern, von denen zwei von dem Provinzialausſchuß von Ober- 
ſchleſien und je drei von den Provinzialausſchüſſen von Niederſchleſien und Brandenburg zu 
wählen ſind. Von den von dem Provinzialausſchuß von Niederſchleſien zu Wählenden ſoll 
tunlichſt ein Mitglied Deichhauptmann ſein. 

(2) Für die acht gewählten Mitglieder werden acht Stellvertreter in gleicher Weiſe gewählt. 

(3) Bei der Beſchlußfaſſung ſteht dem Vorſitzenden, den Oberpräſidenten von Ober⸗ 
ſchleſien und Brandenburg, den Landeshauptleuten von Oberſchleſien und Niederſchleſien, 
dem Landesdirektor von Brandenburg ſowie den von den Provinzialausſchüſſen gewählten 
Mitgliedern je eine Stimme zu. Die übrigen Mitglieder haben beratende Stimme. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

(0) Der Oderſtromausſchuß wird vom Oberpräſidenten von Niederſchleſien zuſammen⸗ 
berufen; die Berufung muß erfolgen auf Erſuchen des Oberpräſidenten von Oberſchleſien, 
des Oberpräſidenten von Brandenburg ſowie auf Antrag von zwei Mitgliedern. 


(2) Im übrigen ift in den 88 4, 5, 6 und 7 dieſes Geſetzes ſtatt „Oberpräſident von Schleſien“ „Ober⸗ 
präſident von Niederſchleſien“ zu ſetzen. 


§ 12. 
(1) Zwiſchen den Provinzen Ober- und Niederſchleſien findet eine Auseinanderſetzung ſtatt. 


(2) Die Auseinanderſetzung iſt beſchränkt auf die Teilung des gemeinſchaftlichen Vermögens und 
der Schulden. ö a a 


8.13. 
(1) Die bisherigen Organe der ungeteilten Provinz Schleſien haben über die Einnahmen und Aus- 
gaben der von ihnen als Treuhänder geführten Verwaltung eine Schlußabrechnung ſeit dem 1. Januar 1924 
aufzuſtellen. 


(2) Über die Verteilung des ſich hieraus ergebenden Fehlbetrages oder Überſchuſſes wird in dem im 
$ 15 vorgeſehenen Verfahren entſchieden. N 


9 14. 
(0 Eine Auseinanderſetzung über die bis zum 1. Auguſt 1924 überwieſenen Anteile an der Reichs— 
einkommen⸗, Körperſchafts- und Kraftfahrzeugſteuer ſowie an den Dotationen findet nicht ſtatt. 
(2) Seit dem 1. Auguſt 1924 erhält jede der Provinzen Ober⸗ und Niederſchleſien die genannten 
Reichsſteueranteile und die Dotationen ſelbſtändig. 


§ 15. 

(4) Die Auseinanderſetzung erfolgt in einem ſchiedsgerichtlichen Verfahren. 

(2) Das Schiedsgericht entſcheidet nach den Grundſätzen von Recht und Billigkeit, und zwar auch 
darüber, in welchem Umfange bei dem Übergange des unbeweglichen Vermögens nach $ 2 ein billiger 
Ausgleich ſtattzufinden hat. 

(3) Aktien und Geſellſchaftsanteile der früheren Provinz Schleſien an ſolchen Unternehmungen, 
deren wirtſchaftliche Betätigung ſich ausſchließlich oder überwiegend auf das Gebiet einer der beiden Pro⸗ 
vinzen Ober⸗ und Niederſchleſien erſtreckt, ſollen dieſer Provinz zugeteilt werden. 
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se 


() Unbeſchadet des Rechtes der Provinzialverbände, für Zwecke, die zu den Aufgabengebieten 
einer Provinz gehören, neue eigene Anſtalten zu errichten, iſt die wirtſchaftliche Ausnutzung der vorhandenen 
Provinzialanſtalten ſicherzuſtellen. Erforderlichenfalls iſt die Verpflichtung zur Mitverſorgung und Mit⸗ 
benutzung unter Bedingungen feſtzuſtellen, die eine Benachteiligung der anderen Provinz ausſchließen. 


$ 16. 

() Das Schiedsgericht beſteht aus einem von dem Minifter des Innern zu beſtellenden Vorſitzenden 
oder deſſen Vertreter, aus zwei von dem Präſidenten des Oberverwaltungsgerichts zu ernennenden aktiven 
oder im Ruheſtand befindlichen Mitgliedern dieſes Gerichts oder deren Vertretern und je zwei von den beiden 
Provinzialausſchüſſen zu wählenden Mitgliedern. Für die gewählten Mitglieder ſind Stellvertreter zu 
wählen. i 

(2) Das Schiedsgericht iſt bei Anweſenheit von mindeſtens fünf Mitgliedern oder deren Stellvertretern 
beſchlußfähig. Iſt von den von einem Provinzialausſchuß gewählten Mitgliedern nur eines anweſend, 
jo ſcheidet bei der Abſtimmung das von dem andern Provinzialausſchuß gewählte, dem Lebensalter nach 
jüngſte Mitglied aus. Das gleiche gilt von den Stellvertretern. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmen⸗ 
mehrheit gefaßt, bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

(3) Die Entſcheidungen ergehen nach mündlicher Verhandlung, bei der die beiden Landeshauptleute 
und die von ihnen entſandten oder ſie begleitenden Perſonen auf Verlangen zu hören ſind. 

(4) Die Oberpräſidenten der beiden Provinzen oder von ihnen entſandte Vertreter haben das Recht, 
an den Verhandlungen und Beratungen ohne Stimmrecht teilzunehmen. 

(5) Das Schiedsgericht ordnet das Verfahren ſelbſtändig. Über die den ernannten und gewählten 
Mitgliedern zu gewährenden Entſchädigungen trifft der Miniſter des Innern Beſtimmung. Die Geſamt⸗ 
koſten des Verfahrens einſchließlich der Entſchädigungen werden durch das Schiedsgericht auf die Provinzen 
Ober⸗ und Niederſchleſien verteilt. 

$ 17. 

(1) Die von dem Schiedsgericht getroffenen Feſtſetzungen begründen eine geſetzliche Verpflichtung 
der Provinzen zu den erforderlichen Handlungen oder Unterlaſſungen. Sie haben die Eigenſchaft einer 
in Ausübung der obrigkeitlichen Gewalt getroffenen Anordnung und Feſtſtellung ($ 132 des Landesver⸗ 
waltungsgeſetzes, § 121 der Provinzialordnung für die öſtlichen Provinzen). Die Aufſichtsbehörden haben 
die Erfüllung dieſer Verpflichtung zu überwachen und erforderlichenfalls mit den geſetzlichen Zwangs⸗ 
mitteln durchzuſetzen. 

(2) Die von dem Schiedsgericht getroffenen Feſtſetzungen bewirken den Übergang, die Beſchränkung 
oder Entziehung von Eigentum und Rechten. Die Berichtigung des Grundbuchs, des Waſſerbuchs und 
anderer öffentlicher Bücher erfolgt auf Erſuchen des Vorſitzenden des Schiedsgerichts. In dem Erſuchen 
find die Grundſtücke und Rechte ſowie die notwendigen Eintragungen und Löſchungen genau zu bezeichnen. 


§ 18. 8 
8 (1) Die Provinzen Ober⸗ und Niederſchleſien können zur Erfüllung einzelner kommunaler Aufgaben 
jeder Art durch den Miniſter des Innern zu einem Zweckverband im Sinne des Zweckverbandgeſetzes mit⸗ 
einander verbunden werden, ſoweit ſie einverſtanden ſind. 
0 Aufſichtsbehörden find die beteiligten Oberpräſidenten, Beſchlußbehörden die beteiligten Bezirks⸗ 
ausſchüſſe. Der Miniſter des Innern beſtimmt im allgemeinen oder im Einzelfalle ihre Zuſtändigkeit. 


(3) Die Vorſchriften des Zweckverbandgeſetzes vom 19. Juli 1911 (Geſetzſamml. S. 115) finden 
entſprechende Anwendung. 


8 19 
8 . 
Die Ausführung dieſes Geſetzes wird den zuſtändigen Miniſtern übertragen. 


8 20. 
Das Geſetz tritt am 1. November 1926 in Kraft. 


„ 29 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 28. Oktober 1926. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Grzeſinſki. 


(Ar. 13163.) Zweite Verordnung über die Ablöſung der auf Mark lautenden Anleihen und Schuldſchein⸗ 
darlehen des Freiſtaats Preußen. Vom 29. Oktober 1926. 


Auf Grund der Zweiten Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher Aır 
leihen vom 2. Juli 1926 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 343) wird verordnet: 


Die Ausſchlußfriſt für die Anmeldung zum Umtauſch oder zur Barablöſung der Markanleihen 
des Freiſtaates Preußen wird bis zum 30. November 1926 verlängert. 


Berlin, den 29. Oktober 1926. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
8 Braun. Höpker Aſchoff. 
i Bekanntmachung. 


N Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


5 1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Auguſt 1926 über die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts an den Ruhrtalſperrenverein in Eſſen für den Bau und Betrieb einer Talſperre im 
Sorpetal durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 42 S. 182, ausgegeben am 16. Ok⸗ 
tober 1926; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Auguſt 1926 über die Verleihung des Enteig⸗ 
nungsrechts an die Elektriſche Überlandzentrale Saalkreis⸗Bitterfeld, e. G. m. b. H. in Halle a. S., fur 
den Bau einer 15000 Volt⸗Leitung von Goſſa nach Gröbern durch das Amtsblatt der Regierung in Merfe- 
burg Nr. 39 S. 163, ausgegeben am 25. September 19267 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. September 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Landgemeinde Oſt Dievenow für die Verlängerung eines Fußwegs durch das 
Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 39 S. 214, ausgegeben am 25. September 1926; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. September 1926 über die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts an den Kreis Steinburg für den Ausbau der Nebenlandſtraße Hohenaſpe⸗Reher durch 
das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 39 S. 259, ausgegeben am 25. September 1926; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 13. September 1926 über die Genehmigung von 
Satzungsänderungen des Landſchaftlichen Kreditverbandes für die Provinz Schleswig⸗Holſtein durch 
das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 40 S. 270, ausgegeben am 2. Oktober 1926; 


6. Der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. September 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Eſſen (Ruhr), für den 
Bau einer 100 000 Volt⸗Leitung von dem Umſpannwerk in Koblenz nach einem bei Niederhauſen a. d. Nahe 
zu errichtenden Umſpannwerke durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 41 S. 149, ausgegeben 
am 2. Oktober 1926; & 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſtertums vom 24. September 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Aktiengeſellſchaft für Gas⸗, Waſſer⸗ und Elektrizitätsanlagen in Berlin für die 
Verlegung und Unterhaltung einer Ferngasleitung von Blankenburg über Thale nach Ballenſtedt durch 
das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 40 S. 165, ausgegeben am 2. Oktober 1926, 
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der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. September 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Aktiengeſellſchaft Sächſiſche Werke in Dresden für den Bau einer 100 000 Volt⸗ 
Doppelleitung von Hirſchfelde nach Görlitz durch das Amtsblatt der Regierung in Liegnitz Nr. 41 S. 209, 
ausgegeben am 9. Oktober 1926; 


0 


9. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Oktober 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an den Kreis Hoerde für die Verlegung der Kreisſtraße Eichlinghofen-Salingen-Annen 
duͤrch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 42 S. 182, ausgegeben am 16. Oktober 1926, 


10. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom J. Oktober 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Stadtgemeinde Gelſenkirchen für den Umbau der Privatanſchlußbahn des 
ſtädtiſchen Schlacht⸗ und Viehhofs an den Reichsbahnhof Gelſenkirchen⸗Schalke durch das Amtsblatt 
der Regierung in Arnsberg Nr. 42 S. 181, ausgegeben am 16. Oktober 1926, 


11. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. Oktober 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Firma Ohler Eiſenwerk Theob. Pfeiffer in Ohle i. W. für die Herſtellung einer 
Drahtſeilbahn durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 42 S. 181, ausgegeben am 16. OR 
tober 1926. 
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